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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF veröffentlicht Entwurf der Körperschaftsteuer-Richtlinien 2022 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mit Schreiben vom 27. Oktober 
2021 den Referentenentwurf (RefE) der Körperschaftsteuer-Richtlinien 2022 zur 
Stellungnahme an die Verbände versandt. 

Die Verbände haben nun die Gelegenheit, bis zum 24. November 2021 Stellung 
zum Entwurf einer Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über die Neufassung der 
Körperschaftsteuer-Richtlinien 2022 (KStR 2022) zu nehmen. 

Die Neufassung berücksichtigt die zwischenzeitlichen gesetzlichen Änderungen, 
insbesondere des Körperschaftsteuergesetzes, und Anpassungen an die aktuelle 
Rechtsprechung. 

Verwaltungsverlautbarungen zu gesetzlichen Neuregelungen, wie z. B. die durch 
das Gesetz zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts vom 25. Juni 2021 
(vgl. unseren Blogbeitrag) eingefügte Regelung zur Option zur 
Körperschaftsbesteuerung wurden nicht in den Richtlinien aufgenommen. Sie 
sollen weiterhin soweit erforderlich durch BMF-Schreiben erfolgen. 

Hervorzuheben sind insbesondere die geänderten Regelungen zur 
ertragsteuerlichen Behandlung von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
(R 4.1 bis R 4.3 KStR) und Regelungen zur ertragsteuerlichen Organschaft (R 
14.8 KStR). Darüber hinaus wurden insbesondere zahlreiche Anpassungen an 
die geänderte Rechtslage vorgenommen (R 1.1, R 4.5, R 5.11, R 5.12, R 5.15, R 
5.18, R 7.1, R 8.1, R 8.9, R 22, R 25 KStR). 

Fundstelle 

BMF, RefE vom 27. Oktober 2021. 

 
 
BMF begrenzt Rückwirkung beim Country-by-Country Reporting 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mit Datum vom 25. Oktober 
2021 ein Schreiben zur Auslegung des Begriffs „Offener Fall“ in Art. 97 § 31 Satz 
3 EGAO veröffentlicht (zu den Auslegungshinweisen des BZSt vgl. unseren 
Blogbeitrag). 
 
Nach Art. 97 § 31 Satz 3 EGAO ist § 138a Abs. 2 AO in der am 29.12.2020 
geltenden Fassung auf alle offenen Fälle anzuwenden. Mit dem vorliegenden 
BMF-Schreiben wird erläutert, dass „Offene Fälle“ nur vorliegen, wenn bis zum 
28.12.2020 noch kein länderbezogener Bericht eingereicht wurde, der den 
technischen Anforderungen, die nach § 138a Abs. 6 Satz 3 AO gefordert werden, 
genügt. Kein „offener Fall“ liegt vor, wenn bereits ein den technischen 
Anforderungen entsprechender Bericht eingereicht wurde, der nun lediglich 
korrigiert erneut eingereicht wird. 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/06/14/update-bundestag-beschliesst-gesetz-zur-modernisierung-des-koerperschaftsteuerrechts/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Koerperschaft_und_Umwandlungsteuer/2021-10-27-entwurf-neufassung-kstr2022-anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/10/27/bzst-fachliche-auslegungshinweise-zum-country-by-country-reporting/
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Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 25. Oktober 2021, IV B 5 – S 0302/19/10003 :004. 

 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2021-10-25-auslegung-des-begriffs-offener-fall-in-artikel-97-paragraf-31-satz-3-EGAO.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 28. Oktober 2021 

 
 
Eine Teilwertzuschreibung wegen voraussichtlich dauernder 
Werterhöhung von Verbindlichkeiten aus Fremdwährungsdarlehen 
ist zulässig, wenn der Euro-Wert gegenüber der Fremdwährung 
aufgrund einer fundamentalen Änderung der wirtschaftlichen oder 
währungspolitischen Daten der beteiligten Währungsräume 
gesunken ist. Eine solche Änderung ist anzunehmen, wenn sich 
die Verhältnisse zwischen den betroffenen Währungsräumen aus 
Sicht des Bilanzstichtages so außerordentlich und nachhaltig 
geändert haben, dass nicht angenommen werden kann, der 
Wechselkurs zu dem Zeitpunkt der Eingehung der Verbindlichkeit 
werde sich ohne Weiteres wieder einstellen. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 039/21 sowie das 
teilweise inhaltsgleiche Urteil IV R 2/19 vom selben Tage. 
 
 
Wird bei einer mehrstöckigen Personengesellschaft innerhalb der 
Sperrfrist eine Oberpersonengesellschaft zu Buchwerten in eine 
Kapitalgesellschaft formgewechselt und hierdurch ein mittelbarer 
Anteil dieser Kapitalgesellschaft an einem zuvor nach § 6 Abs. 5 
Satz 3 EStG übertragenen Wirtschaftsgut begründet, führt dies zu 
einem Sperrfristverstoß nach § 6 Abs. 5 Satz 6 EStG. Eine 
teleologische Reduktion des Satzes 6 kommt in einem solchen Fall 
nicht in Betracht, wenn im Zeitpunkt des Formwechsels an der 
Oberpersonengesellschaft (auch) natürliche Personen als 
Mitunternehmer vermögensmäßig beteiligt sind, die bereits an dem 
nach Satz 3 übertragenen Betriebsgrundstück (mittelbar) 
vermögensmäßig beteiligt waren. 
 
Zum Urteil 
 
 
Bei Fremdwährungsverbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von 
zumindest zehn Jahren berechtigt nicht jeder Kursverlust zur 
Annahme einer voraussichtlich dauernden Werterhöhung. Eine 
voraussichtlich dauernde Werterhöhung liegt jedoch jedenfalls 
dann vor, wenn fundamentale Veränderungen der wirtschaftlichen 
und/oder finanzpolitischen Daten eine dauerhafte Veränderung der 
Wechselkurse vermuten lassen. Dies ist z.B. der Fall, wenn die 
Notenbank eines Fremdwährungsstaats die Absicht äußert, 
Stützungskäufe zu tätigen, um einen bestimmten Wechselkurs der 
Fremdwährung zu verteidigen. 
 

Zum Urteil 
 
 
 

Urteil IV R 18/18: 
Teilwertzuschreibung 
von 
Fremdwährungsverbin
dlichkeiten bei 
fundamentaler 
Änderung der 
wirtschaftlichen oder 
währungspolitischen 
Daten 
 
10. Juni 2021 
 

Urteil IV R 36/18: 
Sperrfristverstoß nach 
§ 6 Abs. 5 Satz 6 EStG 
durch Formwechsel 
einer 
Oberpersonengesellsc
haft zu Buchwerten 
 
 
 
 
15. Juli 2021 
 

 

 Urteil XI R 29/18: 
Teilwertzuschreibung 
bei einer 
Fremdwährungsverbin
dlichkeit mit einer 
Restlaufzeit von mehr 
als zehn Jahren 
aufgrund von 
Stützungskäufen einer 
Notenbank 
 
02. Juli 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110203/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/erhoehung-der-verbindlichkeit-aus-einem-fremdwaehrungsdarlehen-als-folge-der-europaeischen-staatsschuldenkrise/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150168/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110204/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110208/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil I R 62/17: Überhöhte Verzinsung eines Gesellschafterdarlehens als 
vGA 
18. Mai 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 30/19: Erfüllung der Nutzungsvoraussetzungen des § 7g Abs. 4 
Satz 1, Abs. 6 Nr. 2 EStG in Fällen der Betriebsaufgabe 
28. Juli 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil VI R 16/19: Steuerfreiheit der sog. Theaterbetriebszulage gemäß § 
3b EStG 
09. Juni 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil XI R 12/19: Zur Kleinunternehmerregelung im Jahr der Neugründung 
und zur Steuerpflicht von Intensivpflegeleistungen einer GmbH 
21. April 2021 
Zum Urteil 
 
Beschluss V B 25/21 (AdV): Zur allgemeinpolitischen Betätigung im 
Rahmen eines steuerbegünstigten Zwecks 
18. August 2021 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 040/21. 
 
Beschluss XI R 22/19: Widerruf des Verzichts auf Steuerbefreiung 
02. Juli 2021 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

Wie hoch darf der Zins für ein Konzerndarlehen sein? 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil über die für die 
Unternehmensbesteuerung wichtige Frage entschieden, wie hoch der Zins für ein 
Konzerndarlehen sein darf. 

Hintergrund 

Die Höhe des Zinses, für den ein Konzernunternehmen einem anderen 
Konzernunternehmen ein Darlehen gewährt, kann als Mittel dienen, Gewinne 
künstlich von dem einen Unternehmen auf das Andere zu verlagern. In 
grenzüberschreitenden Konstellationen ergibt sich auf diese Weise zudem die 
Möglichkeit, Gewinne in einen Staat mit niedrigen Steuersätzen zu transferieren. 
Das Steuerrecht wirkt solchen Gestaltungen mit dem sog. Fremdvergleich 
entgegen, indem die Darlehenszinsen nur in der Höhe anerkannt werden, wie sie 
auch unter fremden, nicht konzernzugehörigen Unternehmen vereinbart worden 
wären. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110202/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110207/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110206/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110209/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110205/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/kritik-an-corona-massnahmen-gemeinnuetzigkeit-und-politische-betaetigung/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110210/
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Sachverhalt 

Im Streitfall hatte eine inländische Konzerngesellschaft mehrere Darlehen bei 
einer in den Niederlanden ansässigen Gesellschaft aufgenommen, die als 
Konzernfinanzierungsgesellschaft fungierte. Das Finanzamt und das 
Finanzgericht Münster (vgl. unseren Blogbeitrag) hielten die vereinbarten 
Darlehenszinsen für überhöht und ermittelten die fremdüblichen Zinssätze auf der 
Basis der Kostenaufschlagsmethode. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH ist dem nicht gefolgt. Er hat entschieden, dass die Fremdüblichkeit des 
vereinbarten Zinssatzes für ein Konzerndarlehen zunächst auf die Weise zu 
ermitteln ist, dass der vereinbarte Zins mit dem Zins verglichen wird, der bei 
vergleichbaren Geschäften zwischen unabhängigen Dritten oder zwischen einem 
der Konzernunternehmen mit einem unabhängigen Dritten vereinbart worden ist 
(Preisvergleichsmethode). Erst wenn ein derartiger Preisvergleich nicht möglich 
ist, kann die sog. Kostenaufschlagsmethode angewendet werden, bei der die 
Selbstkosten des Darlehensgebers ermittelt und um einen angemessenen 
Gewinnaufschlag erhöht werden. 

In den Urteilsgründen ist der BFH auch auf weitere Aspekte des Fremdvergleichs 
eingegangen. So ist bei der für die Zinshöhe bedeutsamen Bonität des 
Darlehensnehmers grundsätzlich auf die Bonität des Einzelunternehmens und 
nicht auf die Bonität des Gesamtkonzerns abzustellen. Die finanziellen 
Kapazitäten des Darlehensgebers spielen dagegen keine maßgebliche Rolle für 
die Angemessenheit des vereinbarten Zinses. 

Hinweis 

Siehe dazu auch unseren TP Perspectives – Newsflash vom 22. Oktober 2021. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 18. Mai 2021 (I R 4/17), veröffentlicht am 21. Oktober 2021, vgl. 
die Pressemitteilung 038/21. 

 

§ 2a Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 EStG umfasst nicht den Verlust der Einlage des 
stillen Gesellschafters 

Der Verlust der Einlage eines stillen Gesellschafters, der steuerrechtlich als 
Teilwertabschreibung abgebildet wird, unterfällt nicht dem Anwendungsbereich 
des § 2a Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 i.V.m. Satz 2 EStG. „Gewinnminderungen“ i.S. des § 
2a Abs. 1 Satz 2 EStG sind nur solche Gewinnminderungen, die 
vorgangsbezogen aus einer Privatentnahme oder Teilwertabschreibung 
resultieren und nicht zu negativen Einkünften führen, weil sie etwa nur höhere 
positive Einkünfte mindern. Das hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist Gesamtrechtsnachfolgerin ihres 2005 verstorbenen Ehemannes 
(E). Dieser betrieb u.a. das Einzelunternehmen A. 

E hatte sich mit einer Einlage als stiller Gesellschafter an der B GmbH (GmbH) 
mit Sitz in Kasachstan beteiligt und hielt die Beteiligung im Betriebsvermögen 
seines Einzelunternehmens. E überwies einen vereinbarten Darlehensbetrag an 
die GmbH. Später schlossen E und S einen weiteren Vertrag, weil S die 
darlehensweise zur Verfügung gestellten Mittel nicht in der Form verwendet hatte, 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/23/fremdueblichkeit-von-darlehenszinsen-nach-der-kostenaufstellungsmethode-zu-bestimmen/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/10/22/tp-perspectives-newsflash-22-oktober-2021/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110196/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/wie-hoch-darf-der-zins-fuer-ein-konzerndarlehen-sein/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 

wie es ursprünglich vereinbart worden war. Nunmehr verzichtete E auf die 
Übertragung von 50 % der Geschäftsanteile an der GmbH. Stattdessen sollte ihm 
von S rückwirkend eine stille Beteiligung an der GmbH eingeräumt werden. 

Im Jahr 2005 verstarb S. Daraufhin fuhr der Sohn der Klägerin nach Kasachstan. 
Seine Bemühungen, an Unterlagen zu gelangen bzw. die Rückzahlung der 
Einlage von den Erben des S zu erhalten, blieben erfolglos. Die GmbH wurde 
nach Mitteilung der Klägerin im Jahr 2006 abgewickelt. Die Klägerin buchte den 
Verlust der Beteiligung daraufhin zum 31. Dezember 2006 gewinnmindernd aus. 

In ihrer Einkommensteuererklärung für das Jahr 2006 (Streitjahr) erklärte die 
Klägerin u.a. Einkünfte aus Gewerbebetrieb unter gewinnmindernder 
Berücksichtigung des Verlustes der Beteiligung. 

Nachdem das Finanzamt zunächst den Angaben der Klägerin gefolgt war, 
gelangte eine Außenprüfung zu dem Ergebnis, dass der Verlust der Beteiligung 
gemäß § 2a Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Einkommensteuergesetzes in der im 
Streitjahr geltenden Fassung (EStG) nicht zu berücksichtigen sei. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Sachsen-Anhalt hatte keinen Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Auffassung der Vorinstanz 
aufgehoben. 

Das Finanzgericht ist zunächst zutreffend davon ausgegangen, dass die 
Beteiligung der Klägerin an der GmbH als typisch stille Gesellschaft zu bewerten 
ist, die als solche § 2a Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 EStG unterfällt. 

Das deutsche Besteuerungsrecht für die Einkommensteuer wird durch das DBA-
Kasachstan nicht ausgeschlossen. Jedenfalls ist nicht erkennbar, dass dem 
Wohnsitzstaat Bundesrepublik Deutschland nach den Vorschriften des DBA-
Kasachstan das Besteuerungsrecht entzogen sein könnte. 

Entgegen der Rechtsauffassung des Finanzgerichts unterfällt der Verlust der 
Einlage eines stillen Gesellschafters, der steuerrechtlich als Teilwertabschreibung 
abgebildet wird, nicht dem Anwendungsbereich des § 2a Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
EStG. 

Der Begriff der „Gewinnminderungen“ in § 2a Abs. 1 Satz 2 EStG erfasst zwar 
seinem Wortlaut nach auch solche aus Teilwertabschreibungen auf eine 
Beteiligung. Indessen hat der Gesetzgeber § 2a Abs. 1 Satz 2 EStG deshalb ins 
Gesetz aufgenommen, um „insbesondere aus Teilwertabschreibungen 
herrührende Gewinnminderungen den negativen Einkünften i.S. des § 2a EStG 
zuzuordnen“ (BTDrucks 12/1108, S. 51). 

Gemeint sind mit dem Terminus „Gewinnminderungen“ nur solche, die 
vorgangsbezogen aus einer Privatentnahme oder Teilwertabschreibung 
resultieren und nicht zu negativen Einkünften führen, weil sie etwa nur höhere 
positive Einkünfte mindern. Nur solche Fälle sollen durch § 2a Abs. 1 Satz 2 EStG 
vom Abzug ausgeschlossen werden. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 09. Juni 2021 (I R 35/18), veröffentlicht am 21. Oktober 2021. 

 

 

 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110197/
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Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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